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1. AUFGABE  UND  NOTWENDIGKEIT DER PLANÄNDERUNG 
 
Die Stadt Neustadt in Sachsen und die damalige Gemeinde Langburkersdorf 
haben mit der Errichtung des Industrie- und Gewerbeparks 1990 die Grund-
lage für eine zukunftsweisende Gewerbeentwicklung in der Region geschaf-
fen. 
 
Hier wurde eine Fläche von ca. 84,4 ha zu einem modernen Industrie- und 
Gewerbestandort entwickelt. Das Plangebiet beinhaltet neben der Gewerbe-
nutzung auch viele Grünflächen, sowie Sonder- und Mischgebietsauswei-
sungen.  
Im Zuge der 5. Änderung wurde die Erschließung im Bereich des ehemaligen 
Dachziegelwerkes neu geregelt und der Überbauungsgrand auf das lt. Bau-
nutzungsverordnung maximal zulässige Maß angehoben. 
 
Gewerbe- und Industriegebiet grenzen unmittelbar aneinander. Für den Gel-
tungsbereich wurden bisher keine flächenbezogenen Schallleistungspegel 
festgelegt, so dass es im Übergangsbereich zwischen Industrie- und Gewer-
beflächen zu Konflikten kommen kann. 
Dies begründet sich darin, dass im Gewerbegebiet Wohnungen für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonal ausnahmsweise zulässig sind. 
Bisher sind im engeren Umkreis des Industriegebietes nur wenige Wohnun-
gen vorhanden. 
Um auch zukünftig keine Konflikte entstehen zu lassen, soll für die an das 
Industriegebiet angrenzenden Gewerbeflächen die Zulässigkeit der Wohnun-
gen ausgeschlossen werden.  
 



6. Änderung B-Plan   Stand: 18.08.2014 
IGP Neustadt i. Sa./Langburkersdorf  Teil B 2 
 

Kommunalplan Ing.-Büro Ehrt     Begründung-IGP Begr_IGP_6Aend_140818_SE_sw.doc - 3 - 
 

 

2  INHALT UND ZIEL DER PLANÄNDERUNG 
 
Die Planänderung bezieht sich auf den in der Planzeichnung, Teil A begrenz-
ten Bereich und beinhaltet im Wesentlichen den Ausschluss der ausnahms-
weise zulässigen Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal im an 
das Industriegebiet anschließenden Gewerbegebiet. 
Es dient der Konfliktvermeidung bei zukünftigen Betriebsansiedlungen bzw. –
erweiterungen.  
Die Nutzungsschablonen in dem betreffenden Bereich werden mit dem Zu-
satz „oW“ gekennzeichnet. 
 
Alle anderen städtebaulichen Aussagen bleiben wie in der 5. Änderung des 
Bebauungsplanes Industrie- und Gewerbepark Neustadt in Sachsen erhal-
ten. Auf eine Übernahme der kompletten Begründung des Bebauungsplanes 
wird hier verzichtet. 
 
Gleichzeitig werden in den Textlichen Festsetzungen auf Seite 4 die Erläute-
rung des Planzeichens 3.8 der Darstellung in der Planzeichnung angepasst. 
Das Zeichen Geh-, Fahr- und Leitungsrecht wird näher erläutert. 
Die Darstellung unter Ziffer 3.9 ist aufgrund des Wegfalls der oberirdischen 
380kV-Energieleitung nicht mehr erforderlich, kann entfallen.  
Unter Ziffer 15 Hinweise wurden die Texte der aktuellen Rechtslage ange-
passt. 
 
Entsprechend des Hinweises des Landesamtes für Umwelt Landwirtschaft 
und Geologie wird darauf hingewiesen, dass bei Ansiedlung von Betrieben 
im Plangebiet, die der Störfallverordnung unterliegen, entsprechende Nach-
weise vorzulegen sind. 
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3. HINWEISE VON TRÄGERN ÖFFENTLICHER BELANGE  
 NATÜRLICHE  RADIOAKTIVITÄT  

 
Für das Plangebiet empfiehlt das Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und 
Geologie die fachlichen Hinweise zum vorsorgenden Radonschutz zu beach-
ten. 
Das Plangebiet liegt nach dessen bisher vorliegenden Kenntnissen in einem 
Gebiet, in dem erhöhte Radonkonzentrationen in der Bodenluft kaum auftre-
ten. Es ist jedoch nicht mit Sicherheit auszuschließen, dass auf Grund lokaler 
Gegebenheiten und der Eigenschaften des Gebäudes hinsichtlich eines Ra-
donzutrittes dennoch erhöhte Werte der Radonkonzentration in der Raumluft 
auftreten können. 
 

In Deutschland existieren bisher keine gesetzlichen Regelungen mit einem 
verbindlichen Grenzwert zu Radon in Gebäuden. Aus Gründen der Vorsorge 
werden dementsprechend Empfehlungen für Schutzmaßnahmen ausgespro-
chen.  
Die Richtlinie der EU (2013/59/EURATOM des Rates, vom 05.12.2013) 
nennt als maximalen Referenzwert 300 Bq/m³, oberhalb dem Radonkonzent-
rationen in Innenräumen als unangemessen betrachtet werden. 
 
Zum vorsorgenden Schutz vor erhöhter Strahlenbelastung durch Zutritt von 
Radon in Aufenthaltsräumen empfiehlt das Landesamt, bei geplanten Neu-
bauten generell einen Radonschutz vorzusehen oder von einem kompeten-
ten Ingenieurbüro die radiologische Situation auf dem Grundstück und den 
Bedarf an Schutzmaßnahmen abklären zu lassen. Bei geplanten Sanie-
rungsarbeiten an bestehenden Gebäuden wird empfohlen, die Radonsituati-
on durch einen kompetenten Gutachter ermitteln zu lassen und ggf. Radon-
schutzmassnahmen bei den Bauvorhaben vorzusehen. 
Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz besteht 
die Möglichkeit sich an die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen: 
Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft Radonbera-
tungsstelle 
Besucheradresse: Prof.-Dr.-Rajewsky-Str. 4; 08301 Bad Schlema, Internet: 
www.strahlenschutz.sachsen.de zu wenden. 
 
Die Abstimmung mit der Beratungsstelle ergab, dass das Baugebiet nach 
den Prognosen der Radonaktivitätskonzentration in der Bodenluft in der Ka-
tegorie 1, der untersten Kategorie angesiedelt ist. 
Mit der Ausführung der Bauwerke nach dem Stand der Technik entspre-
chend DIN 18195 und Anlagen wird ein ausreichender Schutz vor der natürli-
chen Umweltradioaktivität erreicht. 
 

http://www.strahlenschutz.sachsen.de



